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turen werden. Weil Netzwerke als Strukturen 
gestalteter Hilfe zur Selbsthilfe und des bür-
gerschaftlichen Engagements derzeit Ein-
gang in die Reformen der Sozialgesetzge-
bung finden, bietet sich die Chance, das 
Gewohnte „quer-zu-denken“. So liest man 
beispielsweise im Referentenentwurf zur Re-
form des Pflegeversicherungsgesetzes: „Das 
bürgerschaftliche Engagement ist neben fa-
miliären und professionellen Hilfearrange-
ments eine wesentliche Stütze bei der pflege-
rischen Versorgung der Bevölkerung. Es soll 
über die bereits im Gesetz verankerten Maß-
nahmen hinaus gestärkt werden.“ (RE, S.84) 

Es ließe sich an die Konzepte des Community 
Organizing mit seinen Elementen des Ein-
fallsreichtums, der Legalität, des Aufsehens 
und des Effekts, und an die Konzepte der 
Quartiersentwicklung anschließen und Woh-
nen, Arbeiten und Leben auch bei Assistenz- 
und Pflegebedarf gemeinwesenorientiert als 
Netzwerk von Eigenverantwortung, Selbsthil-
fe, professioneller Unterstützung und der In-
teraktion zwischen Personen, Institutionen 
und Organisationen gestalten. Wenn wir mit 
unserem Gott über Mauern springen können 
(Ps. 18,30), dann können wir auch „aus den 
Schienen springen“ und gemeinsam mit allen 
Akteuren die jeweiligen milieubedingten Kon-
ventionen und Prägungen überwinden. Hier 
könnte auch der Ort der Begegnung zwischen 
Einrichtungen und gemeindlicher Diakonie 
liegen, der Gräben überbrückt im gemein-
samen Handeln im Gemeinwesen.  

5. Was auf dem Weg nötig ist

Wir brauchen Kirchengemeinden, die sich als 
Teil des Gemeinwesens erleben und die ein-
ladend präsent sind. Kirchengemeinden, die 
Räume öffnen und zum Ausgangspunkt für 
Initiativen und Kooperationen gemeinsamer 
Aktivitäten über Begrenzungen hinweg wer-
den. Kirchengemeinden, die gemeinsam mit 
der Bürgergemeinde in eine Kultur des Ver-
trauens und des sich Kümmerns investieren 
und notfalls durch beharrliche Präsenz die 
politisch Verantwortlichen überzeugen (Vgl. 
die bittende Witwe Lk. 18, 2-5). Sie können 
Ort der Begegnung und Wahrnehmung sein, 
an dem vergleichbare Sorgen und Nöte zum 
Motor von Veränderung werden und Men-
schen sich engagieren und teilhaben können. 

Zu Generationenhäusern umfunktionierte Ge-
meindehäuser, Stadtteilcafés oder auch 
Markttreffs in den Dörfern werden Herberge 
(nicht nur unter der Woche, sondern beson-
ders am Wochenende, wenn sich die Zeit 
zieht und Alleinsein zur Einsamkeit wird)  in 
der die Gastfreundschaft Gottes am Altar ihre 
Entsprechung in der Gastfreundschaft der 
Gemeinde im Quartier findet. Sie werden zum 
Open-Space, zum offenen Raum, in dem 
Hoffnung und Fürbitte, Gerechtigkeit und 
Barmherzigkeit, Klage und Dank miteinander 
kommunizieren. 
Es liegt an uns, ob wir die Menschen als 
mögliche Klienten und Objekte unserer Hilfe-
leistungen sehen wollen, oder als Subjekte 
mit Talenten und Stärken, die zu achten sind. 
Die erzählte und mitgeteilte Erfahrung macht 
Betroffene zu Experten ihrer Lebenslagen 
und Zuhörende zu Verstehenden und ge-
meinsam wird zu fragen sein, wie ihr Exper-



tenwissen im politischen Diskurs der Ent-
wicklung von Lebensqualität in Sozialräumen 
fruchtbar werden kann. 

Wir brauchen viel mehr Projekte des ver-
netzten Miteinanders – oder sollte ich sagen, 
einen verstärkten Brückenbau, um die Inseln 
im Gemeinwesen miteinander zu verbinden? 
– und der Stärkung von Eigen- und Mitver-
antwortung. Nicht den Mangel verwalten 
sollte die Losung sein und auch nicht Ruhe 
durch versorgende Ruhigstellung. In der Be-
gegnung vor Ort und in den Modellen auf Ge-
genseitigkeit könnte auch der Fluchtpunkt 
liegen, den Konflikt zwischen der reichen 
professionellen Diakonie der Einrichtungen 
und der diakonisch armen Gemeinde zu 
überwinden. Das Evangelium beunruhigt, 
weil es auf dem Wege – also präsent und am-
bulant - ist, weil es die Armut im Reichtum 
sieht und sie nicht ausschließlich als materi-
elles Problem begreift. Armutsorientierung 
hat es mit Respekt und Würde, mit Individua-
lität und Freiheit zu tun.

Wir brauchen Menschen wie du und ich, Pro-
fis und Amateure, die dazwischen gehen und 
zu Agenten, Vermittlern, Kurieren und damit 
zu „Diakonen“ werden. Menschen, die sich 
auf den Weg machen, um die Ecke schauen 
und aus den Schienen des Vertrauten sprin-
gen und ihre Ressourcen zusammentragen. 
Menschen, die an Lösungen interessiert und 
nicht ausschließlich an Problemen orientiert 
sind. Menschen, die ihre durch Gottes Recht-
fertigung geschenkte Freiheit als Freiheit von 
und Freiheit zur Nächstenliebe leben und die 
sich aus dieser Freiheit heraus sorgen und 
kümmern um die eigene Lebensqualität ge-
nauso, wie um die der Nächsten. Menschen, 

die sich in Kooperationen begeben, um Soli-
darität im nahräumlichen Miteinander und im 
Gesamt der Gesellschaft zu organisieren und 
zu stiften.

6. Konkreta einer gemeinwesenorientierten 	
Diakonie

Qualität durch Bildung

Im Landesverband wird Qualität der Arbeit 
und des Dienstes angestrebt durch Aus-, 
Fort- und Weiterbildung im Sinne von struk-
turierten Prozessen des lebenslangen Ler-
nens auf Gegenseitigkeit. In der Alten- und 
Krankenpflege halten diakonische Bildungs-
träger zwischen Flensburg und Lübeck gut 
850 Ausbildungsplätze vor, die sich einer 
guten Nachfrage erfreuen. Im Bereich der 
pädagogischen Ausbildungen werden rund 
230 Plätze angeboten und in Lübeck gibt es 
eine offene Ganztagsschule für 75 Kinder 
mit geistigen Behinderungen – als exempla-
rische Auswahl des vielfältigen diakonischen 
Engagements.

Die Bildungsinstitute der Diakonie und der 
Landesverband selbst bieten zunehmend 
qualifizierende Angebote für freiwillig und eh-
renamtlich engagierte Frauen und Männer an. 
Grundkurse mit Inhalten der Erwachsenenpä-
dagogik, mit Methodenvermittlung, mit 
kleinem Rechtswissen machen fit fürs Enga-
gement mit anderen in Einrichtungen und 
Diensten, bei Besuchen und in der Begleitung 
zu Ämtern und Behörden. Hier sei auf die 
Ämterlotsen und die Seniorenbegleiter bei-
spielhaft verwiesen. Aber auch auf ein EU-
Stage-Projekt „Kieler Alltagshilfen“, das inte-
ressierte Amateure, Betroffene und Profis 
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unterstützt mit dem Ziel, vielen alten Frauen 
und Männern das eigenständige Leben zu 
Hause abzusichern. Kindergärten und Famili-
enbildungsstätten konzipieren gemeinsame 
Angebote für Familien und andere Lebens-
formen von Jungen und Alten, damit der Ma-
rathon der generationenübergreifenden Pro-
duktion von sozialer Kohäsion gelaufen 
werden kann und das Leben nicht auf der 
Strecke bleibt. Welcome als Unterstützung 
des Lernprozesses Elternsein gehört dazu.

Wohnprojekte

Es tut sich einiges, wenn die Generation der 
WG’ler älter wird. Viele sind mit anderen auf 
der Suche nach geeigneten Mitmenschen 
unterschiedlichen Alters und unterschied-
lichen Familienstandes und geeigneten Häu-
sern, in denen sich die Ideen des anderen 
Wohnens realisieren lassen. Warum, so frage 
ich mich, kann man nicht Dörfer in Städte 
bauen und ausgediente Höfe auf dem Land 
so überplanen, dass sie ein Zuhause werden, 
in dem Alte und Kinder ihren Platz haben und 
sich begegnen; das aber auch die notwen-
digen Zonen des Rückzugs und der Stille be-
reit hält. Vereine und Einrichtungen und viel-
leicht künftig auch in den Aktivregionen 
Schleswig-Holsteins involvierte Kirchenge-
meinden könnten Interessierte zusammen-
bringen und mit ihnen die Wege gehen; meist 
sind zwei Jahre nötig vom ersten Treffen 
möglicher Interessenten bis zum ersten Bau-
abschnitt des Projekts – wobei solche Pro-
jekte wie Netzwerke sind, sie wachsen und 
verändern sich.

Wohnen mit Anschluss

Pflege, Wohnen und Leben im Alter mit und 
ohne Demenz in den Quartieren der Stadt ist 
das Ziel, das sich viele diakonische Unter-
nehmen gesetzt haben. Sie gehen in die Orte 
und hören auf das, was die Leute erzählen, 
wovon sie träumen. Umzug nicht ins Heim, 
aber in ein Umfeld, das die Assistenzen für 
die Alltags-praxis bereit hält und verlässlich 
vom geringen zum steigenden Bedarf bereit-
hält. Im Sozialraum werden ambulante und 
stationäre Pflege vernetzt in Häusern, die 
dem Konzept der Wohngruppen verpflichtet 
sind. Alt ist nicht grau, „alt ist bunt“, weil die 
Vielfalt der Bedarfe ein buntes Spektrum von 
Möglichkeiten nach sich ziehen wird – viel-
leicht auch irgendwann mit generationenü-
bergreifenden Pflegefamilien. 

Heil und Heilung

In Schleswig-Holstein wird derzeit das Netz 
ambulanter palliativer Versorgung aufgebaut. 
Diakonische Gemeinden können einladen, 
sich auf die Prozesse der Seele einzulassen. 
Sie können mitsingen im Chor aus Pflege und 
Medizin, aus Physio- und Psychotherapie, 
aus Kranken und Gesunden und die Stimme 
der Seelsorge und der spirituellen Prozesse 
übernehmen. In der Gemeinschaft der Kir-
chengemeinde kann Leiden und Leid in Be-
ziehung gesetzt werden, kann Verständigung 
im Sinne von Commitment hergestellt werden 
und im Blick auf das Kreuz des Schmerzes 
Gottes das Mitleiden, die Compassion zum 
Lebenssystem werden, das die Erfahrungen 
von Leid, Trauer und Sinnlosigkeit aushält, 
Ängste aussprechbar werden lässt und die 
Hoffnungen und Liebe auffängt.
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Sich auf den Weg machen, Anschlüsse zwi-
schen diakonischen Einrichtungen und Dien-
sten, Kirchen- und Bürgergemeinden und 
anderen Akteuren im Gemeinwesen (z.B. 
Kassen, Ärzte, Therapeuten, Vereine, Verwal-
tungen) zu knüpfen für Netzwerke zwischen 
Projekten gemeinwesenorientierter Wohn- 
und Lebensformen, des Konzepts der Aktiv-
Regionen zur Förderung des ländlichen 
Raums und des Aufbaus ambulanter Pallia-
tiv Care, könnte lohnende Aufgabe in der 
Zukunft werden.

Suchet der Stadt Bestes und betet für sie – 
nimmt die Horizonte der Freiheit der Kinder 
Gottes auf, die an allen Orten sich gewiesen 
wissen in die sozialen Geflechte mensch-
licher Gesellschaft. Suchet der Stadt Bestes 

hat heute mit der Vielfalt des Herkommens, 
der Religionen und Kulturen zu tun, in denen 
Menschen sich beheimatet fühlen und die ih-
nen vertraut sind. Christsein in der Öffentlich-
keit ist kein Christsein im Schonraum. Es 
trägt Verantwortung mit am Wohl und Wehe 
der Zivilgesellschaft, daran, dass die Gedan-
ken der Überwindung von Unterschieden und 
der Partizipation nicht der unstatthaften Ver-
einfachung der Komplexität des Lebens 
dient. Konstitutiv sind dem Leben in seiner 
Komplexität nicht Einfachheit, Vollständigkeit 
und Ganzheit. Zum Leben gehören auch Ver-
lorenheit, Schmerz und erfahrene Sinnlosig-
keit, die das Leben zum Fragment werden 
lässt von dem, was es hätte werden können. 
Der Stadt Bestes suchen wird zur geistlichen 
Frage, an der sich unser Tun erweisen wird.
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Impulsreferat: 
Landespastorin Petra Thobaben, Vorsitzende 
der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege (LAG)

Sehr geehrte, liebe Frau Walhorn,
sehr geehrte Damen und Herren!

Wir kennen sie alle die Peanuts und ihre amü-
santen und nachdenklich machenden Bilder-
geschichten. Eine davon als kleine Anmerkung 
zu Beginn:
Snoopy sitzt im Gras vor seinem leeren 
Fressnapf und stellt fest, dass es das für 
heute gewesen sei mit dem Abendbrot. Er 
trottet Richtung Hundehütte und ist erfreut 
bei dem Gedanken, dass in 24 Stunden der 
Napf wieder gefüllt sein wird. Auf dem Dach 
der Hütte liegend und nachdenklich in die 
Runde schauend räsoniert er, dass er in 
weiteren 24 Stunden wieder sein Abendfut-
ter haben wird. Wohlig legt er sich auf den 
Rücken, schaut in den Himmel und denkt 

bei sich: Die Sicherheit eines wohlgeord-
neten Lebens ist etwas Schönes. 

Ein wenig so wie Snoopy fühle ich mich manch-
mal, wenn innerhalb der Freien Wohlfahrtspfle-
ge über ihre Zukunftsfähigkeit diskutiert wird. 
Wir bewegen uns in den Bahnen wohlgeord-
neten Lebens und reagieren durchaus noch ir-
ritiert auf die Veränderungen, die zwischen 
Staat, Markt und drittem Sektor unserer post-
industriellen Gesellschaft des beginnenden 21. 
Jahrhunderts Vorboten von Neuen sind.

Alltäglich erleben wir die Herausforderungen 
durch die voranschreitende Rationalisierung 
der Gesellschaft, die immer stärker Marktform 
annimmt – bis hinein in die Interaktionen und 
Kommunikationen im Beziehungsgeflecht von 
Menschen untereinander und mit Institutionen. 
Im Europa der Zukunft verbleiben die Zustän-
digkeiten für das Sozialwesen bei den Mit-
gliedsstaaten, doch ist es eine trügerische Si-
cherheit zu meinen, Veränderungen im 
nationalen Gestalten des Sozialen blieben un-

Rolle und Funktion der Freien Wohlfahrtspflege 
in der Zukunft

Mitgliederversammlung des Paritätischen - 
Schleswig-Holstein
Kiel, 3. November 2007



beeinflusst durch die Regelungen auf europä-
ischer Ebene. Es ist deutlich eine Tendenz zu 
beobachten, mittels derer die Europäische 
Union Markt und wirtschaftliche Instrumente 
weiterentwickelt zu demokratischen und zivil-
gesellschaftlichen Aspekten der EU-Politiken. 
Dadurch wird langfristig ein europäisches So-
zialmodell in seinen Eckwerten die nationalen 
Politiken des Sozialen bestimmen. Über die 
Unterschiede der Mitgliedsländer der EU hin-
weg lassen sich schon heute vergleichbare 
Herausforderungen an die Sozialsysteme be-
schreiben, wie zum Beispiel die Demografie-
entwicklung (die leider in den Diskussionen 
einseitig unter den Aspekten steigender Pfle-
gebedarfe und intergenerativer Konflikte und 
weniger als Ressourcenreichtum durch die äl-
ter werdende Bevölkerung betrachtet wird), die 
Individualisierung, Arbeitsmarktprobleme, Be-
kämpfung von Armut und Ausgrenzung, die 
Öffnung der Schere zwischen Reichen und Ar-
men, Teilhabe am gesellschaftlichen, sozialen, 
kulturellen Leben und Zugänge zum Gesund-
heitswesen.  

Das Greifen von Marktrationalitäten in den 
Feldern des dritten Sektors - in Bildung, Ge-
sundheits- und Sozialwesen – ist ebenso zu 
spüren wie der Unterschied zwischen An-
spruch und Wirklichkeit der Nachfrage sozi-
aler und gesundheitlicher Dienstleistungen, 
die verstärkt auch von Beziehern und Bezie-
herinnen mittlerer und oberer Einkommen 
nachgefragt werden, die nicht unbedingt auf 
sozial-karitative Angebote angewiesen sind. 
Die Nachfrage der einkommensschwächeren 
Schichten wird auch künftig – auf welchem 
Niveau auch immer – durch die öffentliche 
Hand zu gewährleisten sein, wobei die öf-
fentliche Hand Nachfrage und Angebot ver-

stärkend durch Ausschreibungsverfahren 
steuern und regeln wird. 

Die innerhalb der Verbände auftretende Dis-
kussion um Konkurrenz und Wettbewerb zwi-
schen den einzelnen Trägern von Einrichtungen 
und die Besorgnis kleinerer Träger macht die 
Verschiebungen im „Sozialmarkt“ deutlich, auf 
dem sich regional und national agierende grö-
ßere Einheiten, die durch ihr standardisiertes 
Mengenangebot Kosten senken und verschie-
dene Leistungsangebote zu „Paketen“ ver-
knüpfen können, erfolgreicher bewegen wer-
den als kleine Solitäreinrichtungen. Darüber 
hinaus wird in der Zukunft die Frage der Be-
schaffung von und des Zugangs zu Kapital im-
mer wichtiger werden. Den so genannten Inve-
stitionsstau kennen wir einigermaßen und 
ahnen, was zu investieren sein wird, um die 
notwendigen Veränderungen auch „stemmen“ 
zu können.

Wird also, so frage ich mich, die vertraute Be-
schreibung von Staat und Markt und dem da-
zwischen liegenden dritten Nonprofit Bereich 
als drei getrennte, aber miteinander kommuni-
zierende Sektoren in der Zukunft durchhalten 
oder wird das sektorale Denken zugunsten 
vielfältiger die Bereiche überlappender Netz-
werkstrukturen abgelöst werden? Die Diskus-
sionen um Public-Private-Partnership, um die 
soziale Verantwortung von Unternehmen für 
das Gemeinwesen oder die vermehrte Investi-
tion von Fonds in Gebäude und Liegenschaften 
des Gesundheitswesens und der Altenhilfe 
mögen die Veränderungen ein wenig illustrie-
ren, denn der dritte Sektor ist nicht mehr nur 
das Feld der zivilgesellschaftlichen Aktivitäten 
bürgerschaftlichen Engagements zum Erhalt 
der Kohäsion; er ist ebenso auf dem Wege 
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zum Markt für Sozialwirtschaft. Ich denke, 
dass die Diskussionen um die allgemeinen und 
die sozialen Dienstleistungen der Richtlinien 
der EU dies illustrieren.

Wir haben es gerade in den letzten Monaten im 
Rahmen der Diskussionen um ein behinder-
tenpolitisches Gesamtkonzept und die Fort-
schreibung des Landesrahmenvertrags nach 
SGB XII in Schleswig-Holstein erfahren, dass 
die vertrauten Strukturen korporatistischen 
Miteinanders im Sinne gemeinsamer und part-
nerschaftlicher Gestaltung brüchig geworden 
sind. Endgültig gefährdet werden sie sein, 
wenn das sozialrechtliche Dreieck aufgegeben 
wird, das die Balance zwischen den Akteuren 
garantiert. Hier liegt m. E. die Schnittstelle, ob 
die Not und die Lebenslagen von Menschen zu 
marktgängigen Produkten werden oder nicht. 
Leistungen, die innerhalb dieses Dreiecks er-
bracht werden, ermöglichen den Wettbewerb 
zwischen den Diensten, ohne zum Markt zu 
werden. Markt setzt gleichberechtigte Akteure 
voraus und keine asymmetrischen Bezie-
hungen zwischen Anbietern und Nachfragern. 
Und der Markt richtet nicht alles zum Guten, 
wie das unverhältnismäßig teure und leistungs-
schwache Gesundheitswesen der Vereinigten 
Staaten zeigt. 

In der Frage der kommunalen Verbände nach 
der Berechtigung des Miteinanders von an-
waltschaftlichem  und unternehmerischem 
Handeln ist der Versuch deutlich ablesbar, den 
Schritt vom Wettbewerb zum Marktgeschehen 
zu beschreiben. Dem unproduktiven Gegenei-
nander von anwaltschaftlicher und unterneh-
merischer Wohlfahrtspflege sollten die Verbän-
de entschieden entgegentreten. Beide haben 
ihren Zielpunkt, ihre Aufgabe darin, den 

Wunsch konkreter Menschen nach Befähigung 
und Freiheit wahrzunehmen. Gerade in so ge-
nannten offenen Gesellschaften, deren Mit-
glieder der Herkunft nach aus den unterschied-
lichsten kulturellen und religiösen Milieus 
stammen, kann die Diskussion um Werte, die 
vermeintlich verloren gegangen sind, nicht ein-
dimensional erfolgen. Das Miteinander pluraler 
Wertesysteme macht es notwendig, das eige-
ne Werteprofil erkennbar zu halten, um Orien-
tierung geben zu können. Freiheit in der Tradi-
tion der reformatorischen Kirchen als 
geschenkte Freiheit von Schuld und Versagen 
im Sinne der Rechtfertigung des Sünders, be-
schreibt Freiheit sowohl als Freiheit von als 
auch als Freiheit zum Dienst am Nächsten. Es 
muss deutlich bleiben, dass es im anwalt-
schaltlichem und unternehmerischem Handeln 
der Freien Wohlfahrtspflege um Respekt, um 
die Anerkennung der Person und ihrer Würde 
geht. Es geht darum, lebensfeindliche Risiken 
zu begrenzen. 

Wir sollten miteinander nicht der Verführung 
erliegen, uns einseitig als Unternehmensver-
bände zu verstehen und die Aufgaben nur dila-
torisch zu versehen, die der nachhaltigen Ge-
staltung zivilgesellschaftlicher Kohäsion 
dienen. Damit würden wir dem Sprung vom 
Wettbewerb untereinander zum reinen Markt-
geschehen Vorschub leisten. Soziale Dienstlei-
stungen als Marktgeschehen schmälern lang-
fristig den dritten Sektor zwischen Staat und 
Markt und verringern damit auch die Möglich-
keiten intermediären Handelns. Wir sollten als 
Akteure zwischen Staat und Markt im Ge-
dächtnis behalten, dass die Fragen nach der 
Gerechtigkeit es immer auch mit der Frage 
nach der Barmherzigkeit zu tun haben. Die So-
zialität einer Gesellschaft hat es grundlegend 



mit einer Haltung des Kümmerns und Sorgens 
um das Wohl des Nächsten zu tun.

Worum wird es in der Zukunft gehen, wenn die 
Verbände der Freien Wohlfahrtspflege ernst zu 
nehmende Akteure im Feld des Sozialen der 
Gesellschaft bleiben wollen? 
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Die Grundorientierung der Sozialgesetz-
bücher wie Personalität, Solidarität, Ge-
rechtigkeit und Subsidiarität müssen fort-
laufend auf die sich verändernden 
Rahmenbedingungen und Lebenslagen, 
die Nachteile bergen, bezogen und neu ju-
stiert werden. Es geht um die Abwehr von 
Ausgrenzung, um die Stärkung der Selbst-
hilfekompetenzen von Menschen, um den 
Einsatz für Rechte und Selbstbestimmtheit 
und um ein wertgeleitetes Lobbying, das 
nicht für die Stummen spricht, sondern die 
Stummen sprachfähig macht und mit ihnen 
gemeinsam die Stimme erhebt. Sich stark 
für andere zu machen, bleibt nur dann dem 
Leben dienend, wenn es im Sinne des Em-
powerment und der Compassion entfaltet 
wird. Anders wird es bevormundend, ent-
mündigend und paternal.

Eine weitere Funktion der Freien Wohlfahrts-
pflege wird künftig in der Bereitschaft zu 
beschreiben sein, Agenturen für Netzwerke 
und Plattformen zu sein, die den Raum bie-
ten, Lebenserfahrungen auszutauschen, 
Lösungen sozialer Probleme zu finden und 
gesellschaftliche Solidarität zu stiften. Dazu 
gehört notwendig die Bereitschaft, soziale 
Räume mitzugestalten, sich gegen Armut 
einzusetzen (als erste Not wendende Hilfe, 
aber besonders als Engagement zur Über-
windung Ausgrenzung und Armut beför-

Insgesamt wird es auch in Zukunft darum ge-
hen, politisches Engagement und politische 
Initiative für den Menschen dienliche Ord-
nungen zu ergreifen. Die Glaubwürdigkeit des 
Handelns der Freien Wohlfahrtspflege wird 
sich daran erweisen, ob es ihr gelingt, sich zu 
den Menschen zu gesellen, ihnen zuzuhören, 
ihre Lebenslage achtsam wahrzunehmen, ih-
nen Hilfe zur Selbsthilfe zu eröffnen, damit 
Menschen ihr Leben meistern können.

Soziale Gerechtigkeit ist kein einmalig fest-
stellbares Faktum, das sich selbst perpetuiert. 
Sie muss in jeder Zeit neu gewonnen, erhalten 
und ausgestaltet werden. Lassen sie uns nicht 
müde werden in diesem gemeinsamen Tun 
und unruhig bleiben.

dernder Strukturen) und zu verhindern, das 
die Zugänge zu Bildung, Arbeit und Gesund-
heitswesen verengt beziehungsweise vor-
enthalten werden. In diesem Zusammenhang 
geht es auch darum, die Kooperation zwi-
schen den einzelnen Akteuren als Element 
einer wechselseitigen und solidarischen Un-
terstützungsgesellschaft zu fördern und zu 
nutzen. Zur vertrauten Kultur des Helfens 
und für andere Tun sollte ergänzend eine 
Kultur des mit anderen gemeinsam für sich 
und andere etwas Tun treten, also eine Kul-
tur des Beteiligens und Beteiligtseins.

Zum dritten wird es um die Weiterentwick-
lung verlässlicher, bezahlbarer und nach-
haltiger Dienstleistungen mit Qualität und 
Transparenz des Portfolios der Leistungen 
für die Nutzerinnen und Nutzer gehen. Dazu 
gehört auch die angemessene Entlohnung, 
Förderung und Qualifizierung von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern.

●

●

●
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Wichern, der Geist der Stärke und wir – oder: 
Die Kunst des Improvisierens

Diakonisches Denken und Handeln wird im 
Jahr 2008 vom Gedenken an den 200. Ge-
burtstag Johann Hinrich Wicherns orientiert. 
Erinnern wir uns: Als Lehrer der Sonntags-
schule begegnet er dem Elend der Industria-
lisierung. Die damit einhergehende Verwahr-
losung des Lebens der Arbeiterfamilien ist 
unübersehbar. In seinen Beschreibungen ver-
knüpft er die Lebenslagen der Menschen al-
lerdings nicht mit den Rahmenbedingungen, 
die sich im frühen Kapitalismus herauskristal-
lisieren. Wichern deutet sie als Ausdruck der 
Sittenlosigkeit, der Verrohung und als Mani-
festationen der Sündhaftigkeit des Men-
schen. Daher fordern nicht allein die Armut 
und ihre Bekämpfung sein Handeln heraus. 
Bestimmender noch ist der Wunsch, das 
Evangelium den Menschen nahe zu bringen 
und ihnen zu helfen, als Untertanen und Mit-
glieder ihrer Klasse ein Gott wohlgefälliges 
und anständiges Leben führen zu können. 

Hier sieht er sich herausgefordert als Christ 
zu handeln. Er will die Mission in die Gesell-
schaft hinein tragen. Quelle seines Glaubens 
ist der Geist der Gegenwart Gottes mitten im 
Leben. 

Der Geist, der nicht ein Geist der Furcht ist, 
sondern der Kraft, der Liebe und der Barm-
herzigkeit, wie es im 1. Timotheusbrief heißt. 
Geist Gottes, der aufrichtet und auf die Füße 
stellt. Der Geist, der die Umstände und Rah-
men mit unaufgeregter Nüchternheit betrach-
ten lässt als das, was sie sind: Schwierig, er-
müdend, hemmend, fordernd und selten 
geeignet, den großen Schritt vorwärts zu tun. 
In dieses Leben wirkt die Berufung in diesen 
Geist der Liebe, der Besonnenheit und der 
Kraft einfach so – aus Gnade.  Aus der Be-
gegnung mit Gottes Liebe wächst immer wie-
der neu die Nüchternheit des Blickes für das, 
was ist. Das setzt bis heute in Bewegung; hin 
zum anderen Menschen und lässt zum Näch-
sten werden: Hilfreich, stärkend, ermutigend, 
aufbauend, heilend und tröstend.

Dazwischengehen – Mitgehen – Räume öffnen - denn: 
Gott hat uns nicht den Geist der Furcht gegeben 
(1. Tim. 6,7)

Bericht der Landespastorin zur Mitgliederversammlung 
des Diakonischen Werks Schleswig-Holstein
Rendsburg, 1. November 2008



Wichern war ein Christusbegeisterter und für ihn 
war ein Evangelium ohne praktische Konse-
quenzen ein Widerspruch in sich. Diakonie ist für 
ihn Christuszeugnis und „Signatur der Christen-
heit“. Innere Mission als Nachfolge des Rufes 
Gottes beschreibt er als einen Organismus der 
Werke freier und rettender Liebe. In Konsequenz 
dessen knüpfte er Netzwerke von Agenten, die 
von den Lebenslagen und Nöten der Menschen 
vor Ort berichten sollten. Agenten, die vor Ort 
zur Sprache bringen sollten, was dem Leben 
nicht dienlich ist. Agenten, die in ihrer Arbeit 
Zeugnis ablegen sollten von dem Geschenk des 
Geistes, der nicht ein Geist der Furcht ist. In der 
Nachschrift seiner berühmten Rede von Witten-
berg wird Wicherns Verständnis von Diakonie 
als Signum des Kircheseins auf den Punkt ge-
bracht: „Wie der ganze Christus im lebendigen 
Gotteswort sich offenbart, so muss er auch in 
den Gottestaten sich predigen, und die höchste, 
reichste, kirchlichste dieser Taten ist die retten-
den Liebe.“ 

Wichern beherrschte die Kunst des Improvi-
sierens und des Zusammenspiels. Vielleicht, 
weil er der Präsenz Gottes und der Kraft des 
Geistes so viel zutraute. Wir selbst haben uns 
daran gewöhnt, eingezwängt in einem Sy-
stem von Sicherheiten und Ordnungen zu 
agieren. Wir agieren in Systemen, die geprägt 
sind von Planungen, Kontrolle und Vorher-
sehbarkeiten. Systemen in denen alles ent-
sprechend der aufgestellten Regeln und Kri-
terien seinen Lauf nimmt. In Deutschland wird 
heute eher nach dem Ordnungs- und Kon-
trollprinzip gehandelt und verantwortet. Es 
wird weniger danach gefragt, welches Ziel er-
reicht werden kann und danach, wie in einer 
Welt agiert und interagiert werden sollte, die 
aus Wahrscheinlichkeiten besteht. Die Reali-
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tät birgt Unvorhersehbares, das quer zu den 
definierten Rahmen und Plänen steht. 

Unvorhersehbares zwingt zur Improvisation 
und zu schnellen und verantworteten Entschei-
dungen. Wir brauchen angesichts des Wandels 
und der Transformationen dringend den Mut 
zur Improvisation! Improvisieren „meint den 
spontanen und praktischen Gebrauch von 
Kreativität zur Lösung von auftretenden Pro-
blemen“ (Wikipedia). Sie kann helfen, Unwe-
sentliches wegzulassen und die Inhalte, den 
Sinn und Zweck im Blick zu halten. Ironischer-
weise folgen den Bemühungen zur Entbüro-
kratisierung immer feinteiligere Regelungen für 
einen „Dienst nach Vorschrift“, der zu jederzeit 
ablesbar macht, wann, was, wo, zu welchem 
Zweck, mit welchen Kosten und welcher Qua-
lität geschieht. Und wir wissen doch alle: wo 
alles nach Plan und der Dienst nach Vorschrift 
geht, geht und bewegt sich nichts.

Dazwischengehen

1.	 Anwaltschaft neu gedacht

Im Jahr 2010 wird die Lissabon-Strategie der 
EU fortgeschrieben. Die Bemühungen zur Um-
setzung der Ziele der nachhaltigen Wirtschafts- 
und Wachstumsentwicklung werden verstärkt 
werden. Die derzeitige Krise der Finanzmärkte 
und die Maßnahmen zur (nationalen, europä-
ischen und weltweiten) Sicherung durch Teil-
verstaatlichung des Geldwirtschaftssektors 
wird das Umsetzungstempo eher beschleuni-
gen, denn verzögern. Sozialpolitik wird künftig 
noch deutlicher im Sinne der Vermeidung von 
Armut und Exklusion als Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik ausgestaltet werden. 
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Das bedeutet, dass der Einzelne in die Lage 
versetzt werden soll, für sich und den eigenen 
Lebensunterhalt zu sorgen. Der Mensch wird 
damit zum „Unternehmer“ seines eigenen Le-
bens. Die Subjektförderung wird zum Leitbild 
der Sozialleistungen. Damit wird von sozialer 
Arbeit erwartet, dass sie anbietend, beratend, 
unterstützend und aktivierend wirkt (vgl. die 
Rechenschaftslegung des Landesverbandes 
für das vergangene Jahr).

Anwaltschaftliches Engagement gegenüber 
staatlichen, öffentlichen und politischen Inte-
ressen war bisher ein Handeln und Reden für 
Menschen in besonderen Lebensnotlagen. Für 
Menschen, die selbst nicht politik-, aktions- 
und sprachfähig waren. Die in den europä-
ischen Kontext einzuordnenden Änderungen 
der Sozialstaatlichkeit als Förderung zivilge-
sellschaftlicher Prozesse der Inklusion und In-
terkulturalität, des Ausbaus barrierefreier Zu-
gänge zu Bildung, Arbeit, Kultur und 
Gesundheits- und Sozialwesen verändern 
auch das Bewusstsein für anwaltschaftliches 
Engagement. Anwaltschaft, die schon vorher 
weiß, was für den anderen gut ist, wird zuneh-
mend kritischer als Versuch zur Wahrung alter 
Besitzstände und als überkommener Lobbyis-
mus empfunden. 

Anwaltschaft heute muss durchaus selbstkri-
tisch und reflexiv gegenüber Politik und Ge-
sellschaft benennen, was der Verwirklichung 
der gemeinsamen gesellschaftlichen Ziele vom 
Leben miteinander in Würde entgegensteht. 
Sie wird Betroffene sprach- und politikfähig 
machen und auf die notwendige Solidarität der 
Mitglieder der Gesellschaft untereinander hin-
weisen. Sie wird Lernprozesse initiieren und 
zur Autorschaft des eigenen Lebens befähi-

gen. Nicht mehr für, sondern mit den Betrof-
fenen gemeinsam und über die Grenzen des 
eigenen Milieus hinweg sind künftig politische 
Ziele zu benennen, einzufordern und in Akti-
onen umzusetzen.

In den Übergängen herrscht die Gleichzeitig-
keit von Ungleichem, was im öffentlichen Dis-
kurs sensibel wahrgenommen wird:
   
	

2.	 Vertragspartner oder Vertragspartei

Die Verbände der freien Wohlfahrtspflege ar-
beiten derzeit an einer Neubestimmung ihrer 

Das Armutsengagement und die Forde-
rungen nach immer mehr Leistungen und 
Versorgung werden kritisch gemessen am 
Verhalten der Wohlfahrtsverbände und ih-
rer Mitglieder. Beispielhaft sei hier die 
Schaffung zusätzlicher und geförderter Ar-
beitsplätze im eigenen Bereich oder die 
allgemeine Forderung nach gerechter und 
anständiger Entlohnung für Beschäftigte, 
die im eigenen Bereich auch schon mal un-
ter der magischen Grenze von 7,50 Euro in 
der Stunde liegen kann.

Die Einrichtungen suchen nach der Balan-
ce von Angeboten und individuellen Kun-
dennachfragen einerseits und dem nicht 
mehr abweisbaren Bürgerschafts-Profi-
Mix als Antwort auf die steigenden und nur 
teilfinanzierbaren Hilfebedarfe. Bürger-
schaftliches Engagement wird künftig not-
wendiger Bestandteil im Prozess der Hilfe-
leistung und bleibt nicht länger Ergänzung. 
Der gesellschaftliche Vertrauensvorschuss 
wird langfristig nur zu halten sein, wenn 
Reden und Handeln konsistent bleiben.  

●

●



Aufgabe und Rolle als Akteure im intermediä-
ren Raum zwischen Staat und Markt. Die 
Strukturen des hergebrachten Korporatismus 
büßen langfristig ihre Tragfähigkeit ein. Dies 
korreliert mit den Veränderungen sozialer Po-
litik und einer  neuen Generation von Verant-
wortlichen, der die Verbundenheit mit Ver-
bänden eher fremd ist. Die Verbände bleiben 
zwar Teil des sozialstaatlichen Systems, wer-
den aber weniger als partnerschaftliche Mit-
gestalter betrachtet. Sie werden als 
Leistungsanbieter der Sozialwirtschaft unter 
anderen betrachtet. Aus der Gestaltungs-
partnerschaft wird ein Gegenüber von Auf-
traggeber und Auftragnehmer. 

Die Verbände repräsentieren durch ihre Mit-
glieder ein flächendeckendes Angebot im 
Gesundheits- und Sozialwesen. Mit mehr als 
60.000 Arbeitsplätzen sind sie ein erheblicher 
Faktor der Beschäftigung in Schleswig-Hol-
stein. Darüber hinaus binden und fördern sie 
bürgerschaftlich freiwilliges Engagement. Sie 
erfüllen so die Voraussetzungen, im Wechsel-
spiel von Professionalisierung und Deprofes-
sionalisierung nachfrage-, gemeinwesen- und 
gemeinwohlorientierte Versorgungsland-
schaften des „Bürger – Profi – Mix“ in die Praxis 
umzusetzen. 

Künftig gilt es, die Dualität zwischen der Rolle 
als Verbände von Anbietern der Sozialwirt-
schaft und der Rolle einer emanzipatorischen 
Anwaltschaft auszubalancieren. Emanzipato-
rische Anwaltschaft, die gemeinsam mit Be-
troffenen aufmerksam macht, politisch agiert 
und mittels Kampagnen den gesellschaft-
lichen Diskurs über das Soziale befördert und 
mitgestaltet, muss künftig eine gewichtigere 
Rolle spielen. 
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Wettbewerb und Konkurrenz nach innen unter-
einander und nach außen zu den Mitanbietern 
gehören zu den Rahmenbedingungen von 
Dienstleistungen im Sozial- und Gesundheits-
wesen, in Pflege, in der Rehabilitation, der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung. Steigende Ko-
sten, überschuldete öffentliche Haushalte und 
nicht auskömmliche Finanzen der gesetzlichen 
Versicherungen führen zu einer Erosion der 
auszuhandelnden Entgelte. Die Föderalismus-
reform und in ihrem Gefolge die Kommunali-
sierung hat das vertraute Arrangement aus 
dem Takt gebracht. 

Das Neue und seine Folgen werden derzeit auf 
beiden Seiten der Vertragsparteien eingeübt. 
Gleichsam reflexartig werden die inhaltlichen 
Vorgaben des Landes durch die kommunale 
Ebene mit dem Hinweis auf die Konnexität be-
antwortet. Der kommunale Finanzausgleich mit 
seinen Kürzungen lässt die Frage berechtigt sein. 
Dennoch ist diese Haltung wenig geeignet, mit 
und für Menschen mit Teilhabebedarf inkludie-
rende Hilfen zu gestalten. Vertragsverhandlungen 
für die unterschiedlichen Sozialgesetzbücher auf 
Landesebene sehen sich weniger mit inhaltlichen 
Diskussionen der Systemwechsel (Lebenswelto-
rientierung, Selbstbestimmung in der Wahl zwi-
schen ambulanter und stationärer Versorgung) 
konfrontiert, denn mit dem Willen, die Kommu-
nalisierung als Kostenminderungsinstrument zu 
nutzen. Das Infragestellen gemeinsam gefun-
dener Verhandlungsergebnisse lassen nach den 
Interpretationsräumen des Verstehens fragen. 
Aber auch danach ist zu fragen, wie belastbar 
und verlässlich der Umgang miteinander ist. Ver-
trauen in die Güte der Angebote ist einem per-
manenten Misstrauen gewichen, die Entgelte 
würden zu Lasten der Kommunen zu großen Ge-
winnen der Anbieter führen. 
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In der öffentlichen Wahrnehmung laufen die 
Forderungen in den Erklärungen der Verbände 
der Wohlfahrtspflege nach monetärer Verstär-
kung zunehmend ins Leere. Wirksamer und 
der gewünschten partnerschaftlichen Mitver-
antwortung dienlicher wäre es, in eine öffent-
liche Diskussion darüber einzutreten, was der 
einzelne Bürger / die einzelne Bürgerin bereit 
ist, für Dienste der Sozialwirtschaft durch Steu-
ern und Abgaben auszugeben. Die Diskussion 
muss auch bedenken, wie die Umverteilung 
der begrenzt vorhandenen Mittel geschehen 
soll. Begrenzte Mittel einerseits und das An-
wachsen von Leistungs- und Unterstützungs-
notwendigkeiten andererseits nötigen daher 
zur strategischen Neujustierung im sozialwirt-
schaftlichen Bereich. An dieser Notwendigkeit 
ändern auch die dieser Tage zu hörenden 
Kommentare zur Bankenkrise nichts, dass, 
wenn Milliardensummen zum Abstützen der 
Finanzwirtschaft bereitgestellt werden können, 
entsprechendes auch für die Sozialwirtschaft 
zu leisten wäre. Solche Reden verkennen, dass 
ein globaler Zusammenbruch der Finanzwirt-
schaft zu einem Kollaps führen würde, der der 
Weltwirtschaftskrise der zwanziger Jahre des 
letzten Jahrhunderts gleichkäme. Damals hat-
ten sich die Staaten geweigert, regelnd in die 
Wirtschaft einzugreifen.        

3.	 Über den Tellerrand des Eigenen

Das Bewusstsein steigt, dass Deutschland ein 
Einwanderungsland ist. Daran ändert auch 
dumpfe Fremdenfeindlichkeit nichts, die die 
Schuld für die eigene Misere vornehmlich bei 
den Fremden und „Eindringlingen“ sucht und 
ewig gestrig auf totalitäre Systeme setzt. Die 
Migrationsfachdienste und die gemeindlichen 
Initiativen für Menschen mit ungeklärtem Auf-

enthaltsstatus leisten einen erheblichen Bei-
trag zur Integration von Migrantinnen und Mi-
granten in die Gesellschaft. Die Bundesrepublik 
hat in Zusammenarbeit mit unterschiedlichsten 
Verbänden einen Nationalen – Integrationsplan 
(NIP) verabschiedet, auf den sich die Verbände 
der Wohlfahrtspflege verpflichtet haben. 

Integration von Personen und Gruppen mit Mi-
grationshintergrund braucht Prozesse des Öff-
nens und Aufschließens auf allen Seiten, um zu 
akzeptieren, dass in unserer Gesellschaft eine 
Vielfalt an Kulturen, Traditionen und Werte prä-
genden religiösen Referenzen wirksam sind. 
Gegen ängstliche Simplifizierung geht es um 
den ständigen Aushandlungsprozess zwischen 
den unterschiedlichen Orientierungen. Inter-
kulturelle Öffnung ist nur mittels der Anerken-
nung der gesellschaftlichen Pluralität und ihrer 
Diversität und Differenz realisierbar. In diesem 
Fokus geht es um eine gesamtgesellschaft-
liche Querschnittsaufgabe. Bestehende 
Hemmschwellen der Teilhabe sind abzubauen 
und Prozesse sind zu organisieren, in denen 
auf der Grundlage gegenseitiger Anerkennung 
der Unterschiedenheit die jeweiligen Interes-
sen vertreten, die eigene Kultur reflektiert und 
kongruente Begegnungen gestaltet werden 
können. Derart mitgestaltete Prozesse würden 
im Nebeneffekt viel von dem einlösen, was sei-
tens der Europäischen Union in den unter-
schiedlichen Richtlinien zur Verhinderung von 
Diskriminierung eingefordert wird. Die Gleich-
behandlungs- und Gerechtigkeitsgebote des 
Grundgesetzes sind alltagspraktisch einzu-
lösen. Die Gleichheit in der Verschiedenheit ist 
anzuerkennen. Die Zukunftsfähigkeit der Bun-
desrepublik wird sich sowohl in der Bewälti-
gung der Aufgaben der Klimakrisen und durch 
nachhaltigen Umgang mit den natürlichen 



Ressourcen im öffentlichen und privaten Wirt-
schaften und Verbrauchen erweisen, als auch 
daran, ob reflexive Lern- und Veränderungs-
prozesse bei Individuen, Gruppen und Instituti-
onen initiiert und dauerhaft implementiert wer-
den können.

In diesem Jahr werden wir ab Advent das Ju-
biläum 50 Jahre „Brot für die Welt“ feiern. 
Wer von den älteren erinnert sich nicht an die 
orangefarbenen Plakate und Sammelbüch-
sen mit der dürren schwarzen Hungerhand 
der ersten Jahre. Damals traten evangelische 
Christen ein wenig beiseite und betrachteten 
die Erfolge der Aufbauphase nach dem zwei-
ten Weltkrieg und das laufende „Wirtschafts-
wunder“. Sie wurden des Geschenks des Le-
bens inne und erinnerten sich daran, wie die 
Hilfen aus Amerika und England über das 
Elend und den Hunger der Nachkriegszeit 
hinweghalfen. Aus der Erfahrung, dass ande-
re und unbekannte einem selbst zum Näch-
sten geworden sind, wollte man selbst zum 
Nächsten für Menschen in den Entwicklungs-
ländern werden.  Man wollte helfen, Elend 
und Armut zu lindern. Aus den Anfängen ist 
ein dichtes Netzwerk von Zusammenarbeit 
mit unterschiedlichsten Organisationen in 
den Ländern des Südens geworden. Netz-
werke, deren Aufgabe es ist, Projekte des 
Empowerment, der Bildung, des Gesund-
heitswesens, der Entwicklung bäuerlicher 
Landwirtschaft, Handwerk und Gewerbe in 
die Praxis zu bringen. „Brot für die Welt“ ver-
teilt keine Almosen. Die Aktion arbeitet in den 
Koordinaten von Gerechtigkeit und Freiheit, 
von Respekt vor der Würde des Menschen 
und als Antwort auf Gottes beständige Barm-
herzigkeit.
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„Brot für die Welt“ will einlösen, was dieser 
Tage in einem Radiointerview eine sechzehn-
jähriges Brasilianerin – selbst Bewohnerin ei-
ner Favela – kritisch zu den Errungenschaften 
der Familienhilfe ihrer Regierung anmerkte 
(eine Anmerkung, die auch eine Anfrage an un-
ser eigenes Handeln und Fordern beinhaltet): 
„Wir brauchen keine Almosen wie die Famili-
enhilfe. Was wir brauchen sind Arbeitsplätze, 
um den Lebensunterhalt zu verdienen, Boden, 
um Landwirtschaft zu treiben, Bildung und 
Ausbildung, um der Armut zu entkommen. Al-
mosen helfen, vorm Verhungern zu retten. Sie 
wirken aber nicht auf Dauer und belassen die 
Menschen in den Elendshütten der Favelas.“ 

Mitgehen

1.	 Wettbewerb und Diakonizität

Seit gut einem Jahr beschäftigen wir uns in der 
Diakonie in Schleswig-Holstein mit der Frage 
von Wettbewerb, Konkurrenz und Kooperati-
onen. Mit Unbehagen wird realisiert, dass 
nichts so bleibt, wie es einmal gewesen ist. Die 
Logik des Marktes oder die „Verbetriebswirt-
schaftlichung“ (Prof. Sell) des Sozialen über-
formt alles Handeln und jedweden Dienst. Der 
verständliche Wunsch, wenigstens in der dia-
konischen Familie möge erhalten bleiben, was 
früher galt: Die Klarheit, welcher Träger in wel-
cher Region und in welchen Aufgabenfeldern 
seine Dienste und Leistungen anbietet – läuft 
angesichts der Neujustierung der Sozialwirt-
schaft ins Leere. Angebot und Nachfrage re-
geln die Leistungen, wobei die bekannten 
marktwirtschaftlichen Instrumente weiterent-
wickelt werden zu demokratischen und zivilge-
sellschaftlichen Aspekten von Sozialpolitik. Die 
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Transformationen lassen sich mit Sell beschrei-
ben als ambulant vor stationär mitsamt dem 
Ambulantisierungsparadox (gemeint ist die 
Verstärkung ambulanter Strukturen und das 
Beibehalten des Ausbaus von stationären An-
geboten), regional/kommunal vor zentral, Assi-
stenz statt Fürsorge, Kunde/Nutzer statt Klient/
Patient, Selbstbestimmung statt Fremdbestim-
mung, Abkehr von der Defizitbetrachtung und 
Hinwendung zur Ressourcenorientierung und 
Subjekt- statt Objektförderung. 

Die Luft wird dünner und die eigene diako-
nische Unternehmung sieht sich einer dop-
pelten Konkurrenz ausgesetzt: Der Konkur-
renz nach außen durch die Mitanbieter aus 
privater oder gemeinnütziger Sozialwirtschaft 
und der Konkurrenz nach innen durch andere 
diakonische Anbieter. Für Aufsichtsrat und 
Vorstand des Landesverbands galt es daher 
die Frage zu beantworten, ob ein für alle Mit-
glieder bindender Verhaltenskodex für den 
Umgang bei konkurrierenden Ausschrei-
bungen durchsetzbar sein könnte. In zwei 
Workshops mit Prof. Sell zum Thema wurde 
dieser Frage mit interessierten Mitgliedern 
nachgegangen. Im Ergebnis ist festzuhalten, 
dass der Landesverband weder die Rolle 
eines Mediators noch eines Schiedsrichters in 
den Konflikten zwischen Mitgliedern ergreifen 
kann. Ihm fehlen durchsetzbare Maßnahmen 
zur Sanktion. Er kann nur mit der Kraft des 
Wortes überzeugen. Wünschenswert wäre 
stattdessen, den Landesverband zu manda-
tieren, verbindliche Stimme der Diakonie in 
der Öffentlichkeit zu sein und die geänderte 
Sozialanwaltschaft mit profilierten Kampa-
gnen in den gesellschaftlichen Diskurs zu 
bringen. In der Binnenkommunikation sollte 
der Landesverband verstärkt Prozesse zur 

gemeinsamen Befähigung organisieren und 
gestalten. Damit würden Räume der Partizi-
pation eröffnet, die als verlässlich und belast-
bar für die Mitglieder die schon vorhandene 
Kultur des gegenseitigen Vertrauens und 
transparenter Kommunikation weiterentwi-
ckeln. In einem derartigen Klima ließen sich 
verstärkt innerdiakonische strategische Part-
nerschaften suchen und in der Praxis erpro-
ben. Auch unter konkurrierenden „Geschwi-
stern“ lässt sich von Fall zu Fall manches 
gemeinsam gestalten.

Das in Umfragen immer noch hohe Vertrauen 
in die Angebote und Dienste von Diakonie 
und Caritas werfen dabei die Frage nach der 
Konsistenz zwischen Auftrag und Handeln 
auf. Mit ihrem Vertrauensvotum bewerten die 
Verbraucher und Nutzer die durch die Diako-
nie angebotenen Leistungen als Vertrauens-
güter. Damit setzen sie bei Vorständen und 
Mitarbeiterschaft eine habituelle Diakonizität 
im Handeln voraus. Entsprechend scharf fal-
len daher Reaktionen auf Missstände und 
Fehlentwicklungen aus. 

Diakonie ist unteilbares Geschehen der Ver-
kündigung des Gottes, der gerecht und barm-
herzig zugleich ist. Mit den Worten von Altbi-
schof Knuth ist es „diese gewissmachende 
Gewissheit, die die Diakonie von anderen so-
zialen Bemühungen und Bestrebungen fun-
damental unterscheidet. Sie ist gegründet in 
einem ganz präzisen Gottesverständnis und 
(…) ist das tatgewordene Wort. Der Glaube ist 
der Täter, die Liebe ist die Tat. (…) Die Tat wird 
dem nächsten zum Wort, zum Selbsterweis 
Gottes, zu einer Grundaussage nicht nur über 
den Menschen, sondern über den, der sich 
des Menschen erbarmt.“  In dieser Weise ge-



bunden werden diakonische sozialwirtschaft-
liche Unternehmen die handelnden Akteure 
um Wettbewerb und Markt auf die Unfähig-
keit des Menschen hinweisen, sich selbst zu 
inszenieren. 

Wenn die Liebe die Tat ist, wird deutlich, dass 
die „Kunden“, die Leistungsträger und 
Leistungsanbieter jeder für sich auf Liebe an-
gewiesen bleiben. Der Kunde ist mehr als sei-
ne marktförmige Rolle. Er ist sowohl Träger 
von Rechten und Ansprüchen und gleichzeitig 
einer, der durch seine Bedarfe in seiner Kun-
densouveränität eingeschränkt bleibt. Gegen 
die fortschreitende „Verbetriebswirtschaftli-
chung“ steht der konkrete Mensch quer zu den 
Marktlogiken, weil er als Kunde und als Erbrin-
ger von Diensten der Liebe bedarf. Wo auch 
immer sich Diakonie ereignet, wird sie als be-
ständig Tat werdendes Wort auf das „Wie 
Gottes“ mit dem „Wo des Menschen“ (Ulrich 
Luz) antworten. 

Diakonisches Handeln bleibt allerdings zwei-
deutig, wenn es sich nicht in dem genannten 
Sinne versteht. Das Kronenkreuz überwindet 
die Zweideutigkeit nicht. Es ist lediglich Hin-
weis auf das, was sein kann. Um das, was sein 
kann, erlebbar und wahrnehmbar zu halten, 
braucht Diakonie Mitarbeitende, die selbstbe-
wusst in ihrem Handeln Zeugnis geben von 
Gottes Barmherzigkeit und Liebe inmitten der 
Welt. Mitarbeitende, die auf die Fragen der 
Kundschaft nach dem Grund der Hoffnung, die 
sie selbst trägt, Antwort geben können. Darum 
brauchen Mitarbeitende Räume und Geleit, um 
zu spüren, dass der Geist der Präsenz Gottes 
mitten unter uns ist, in jedem von uns und in 
unserem Lebensumfeld. 
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Gemeinsam mit den „Kunden“ brauchen Mit-
arbeitende die Erfahrung, dass der Geist der 
Kraft, der Liebe und der Besonnenheit aufrich-
tet und auf die Füße stellt. Sie brauchen die 
Erfahrung von Spiritualität, die nicht die großen 
Aufschwünge der Seele meint. Spiritualität, die 
das eigene Leben durchwoben sein lässt von 
dem Geist Gottes, von seiner Kraft und Liebe. 
Ich nenne diesen Vorgang habituelle Diakonizi-
tät. Sie ist charakterisiert als Nüchternheit zum 
Handeln. Das lässt den Blick zum anderen 
Menschen klar werden, dem man zum Näch-
sten wird. Dazu werden weniger Werkzeuge 
und Instrumente zur Präsentation des Marken-
kerns oder der Profilschärfung benötigt. Eher 
braucht es Orte, Zeiten und Räume, an denen 
man sich gemeinsam mit den anderen des ei-
genen Glaubens und der Präsenz des Geistes 
Gottes vergewissern kann. Im alltäglichen Um-
gang und in Konflikten zwischen Leitungen 
und Mitarbeitenden und Mitarbeitenden unter-
einander sollte der Umgang davon geprägt 
sein, dass wir alle fehlbar sind und der Verge-
bung bedürfen. 

Im Mühen um die eigene gute Position als An-
bieter auf dem Markt und im Wettbewerb mit 
den Konkurrenten kann sich das theologische 
Wahrnehmen und Verantworten des Auftrags 
aus dem Zentrum des unternehmerischen 
Handelns herausbewegen. Damit kann Diako-
nie der Gefahr erliegen, sich nur noch als Sozi-
alarbeit der Kirche zu verstehen. Damit würde 
sie zu einem unter vielen Anbietern werden 
und den fundamentalen Unterschied zu den 
übrigen Angeboten der Sozialwirtschaft als 
Kennzeichen des Kircheseins, als Lebens- und 
Wesensäußerung der Kirche verlieren. Viel-
leicht spricht aus dem Vertrauen der Kunden, 
die die Dienstleistungen der Diakonie als Ver-
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trauensgüter bewerten eben auch die Ahnung 
um die Verlässlichkeit des Gottes, der gerecht 
und barmherzig ist. 
    
     
2.	 Das Miteinander im Kirchesein von 
	 Diakonie und verfasster Kirche

Die Kirche hat den Auftrag, das Evangelium in 
Wort und Tat zu bezeugen – so hält es die Prä-
ambel der Verfassung unserer Kirche fest, um 
dann im ersten Grundartikel auszuführen, dass 
sie dafür Sorge zu tragen hat, diesen Auftrag in 
Gottesdienst, Mission, Unterricht, Seelsorge, 
Diakonie und in der Mitverantwortung für das 
öffentliche Leben wahrzunehmen. Diakonie als 
Kennzeichen des Wesens von Kirche hat in ih-
ren Feldern dafür Sorge zu tragen, das Evan-
gelium als Tat gewordenes Wort zu bezeugen. 
Sie ist als privatrechtlich verfasster Teil ge-
meinsam mit dem öffentlich-rechtlich ver-
fassten Teil Kirche – miteinander und gemein-
sam wie Geschwister. Das bindet und 
unterscheidet sie als Akteurin der Sozialwirt-
schaft von anderen. 

In Artikel 4 der Nordelbischen Verfassung wird 
festgehalten, dass auch die freien kirchlichen 
Einrichtungen und Vereinigungen unter dem 
Auftrag der Kirche stehen. Sie genießen Schutz 
und Fürsorge und werden durch gegenseitige 
Vereinbarungen der Kirche zugeordnet. In der 
Vergangenheit wurden die Diakonischen Werke 
Schleswig-Holstein und Hamburg mitsamt ih-
ren Mitgliedern als zugeordnet betrachtet. Die-
se „Gewohnheit“ wurde vor einigen Jahren in-
frage gestellt und es wurde die Zuordnung der 
Landesverbände und ihrer Mitglieder proble-
matisiert. Ausgangspunkt der kontroversen 
Diskussion um die Zuordnung waren immer 

wieder die Anfragen der kirchlichen Zusatzver-
sorgungskasse (KZVK) auf Übernahme der 
Gewährleistung. Die unter Beteiligung des Dia-
konischen Werks der EKD durch die EKD in 
dem selben Zeitraum erarbeitete und verab-
schiedete Richtlinie zur Zuordnung regelt die 
Zuordnung der Diakonie zur Kirche über die 
Landesverbände. Die direkte Anwendung die-
ser Richtlinie ist innerhalb der Nordelbischen 
Kirche nicht möglich, da nach Artikel 4 der Ver-
fassung die Nordelbische Kirche je einzeln ent-
scheidet und handelt und keinen Einfluss auf 
die Aufnahme von Mitgliedern in den Landes-
verbänden hat. Langfristig wird angestrebt, 
den genannten Artikel so zu verändern, dass 
die Regelungen der EKD-Richtlinie greifen 
können. In der Zwischenzeit könnte zwischen 
den Landesverbänden und der Nordelbischen 
Kirche abgestimmte und einvernehmlich be-
schriebene Aufnahmekriterien zur gewünsch-
ten Zuordnung führen.  

Diakonie als Kennzeichen und als Wesens- 
und Lebensäußerung von Kirchesein muss Re-
chenschaft darüber geben, ob in ihren Instituti-
onen zur Geltung kommt, was mit dem Bild 
des Leibes Christi (Römer 12, 4 f; 1. Kor.12, 12 
f) oder den lebendigen Steinen des geistlichen 
Hauses (1.Petr.2, 7f; Ps. 118, 22 f) ausgedrückt 
wird. Sie wird in der Setzung ihres Arbeits-
rechts darauf antworten müssen, inwieweit es 
der aus dem Leib Christi oder dem geistlichen 
Haus abgeleiteten Dienstgemeinschaft ent-
spricht. Nur dann bleibt es konsistent und 
schützt Mitarbeitende vor Diskriminierung in 
den Auswahlverfahren. Nur dann bleibt deut-
lich, dass um des Auftrags willen man in der 
Dienstleistung konkret zum Nächsten wird. 
Nicht das Arbeitsrecht orientiert die Dienstge-
meinschaft, sondern die aus dem Neuen Te-



stament hergeleitete und begründete Dienst-
gemeinschaft zieht ein ihr entsprechendes 
Arbeitsrecht nach sich. Aus dem Gebot der im 
Tun sich vollziehenden Nächstenliebe und der 
Gemeinschaft miteinander ergibt sich die 
Pflicht zur Einigung zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern. Ob dies in der Sozialpart-
nerschaft zwischen Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverband in Tarifrunden und Schlich-
tung ausgehandelt wird oder aber zwischen 
Vertretungen von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern unter Ausschluss der Gewerkschaften 
geschieht, ist dabei zweitrangig. Deutlich sollte 
aber bleiben, dass ethisch- und wertorientierte 
Dienstleistungen entsprechende Entgeltsy-
steme brauchen. Der Weinbergbesitzer (Mt. 
20,1 f) braucht Arbeiter und stellt sie zu den 
verschiedenen Zeiten des Tages ein. Sie alle 
erhalten am Ende den Lohn, der ihnen und ih-
ren Familien den Lebensunterhalt eines Tages 
sichert. Trotz Wettbewerb, Konkurrenz und 
Preisdruck kann die Lösung nicht in der Ent-
wertung der Arbeit der Mitarbeitenden durch 
Löhne liegen, die sich dem Lohndumping an-
nähern. Dies muss immer wieder in den inter-
nen Diskussionen und besonders in den Ver-
handlungen zur Sprache gebracht werden. Der 
Stachel der Frage des gerechten Lohnes und 
danach, inwieweit Mitarbeitende der Sozial-
wirtschaft Anschluss behalten an den allge-
meinen Tarifentwicklungen darf in der Praxis 
nicht gezogen werden.          

In der Apostelgeschichte (16,7) träumt Paulus 
und hört den Ruf: Komm herüber und hilf uns! 
Ob die Nordelbische Kirche geträumt hat oder 
nicht: Auch sie hat einen Ruf nach Hilfe gehört 
und sich diesem Ruf nicht verschlossen. Ge-
meinsam mit den Landeskirchen in Mecklen-
burg-Vorpommern hat sie sich auf den Weg 

56  Bericht der Landespastorin 2008

gemacht auszuloten, wie die Präsenz des 
Evangeliums im Wandel der Lebensbedin-
gungen und in der sich entvölkernden Fläche 
des Nordostens spürbar, sichtbar, erfahrbar 
bleiben kann. Sie hat sich auf den Weg ge-
macht und alle müssen mit. Manche haben 
sich überrumpelt oder verraten gefühlt; man-
cher Rat ist nur gehört worden und hat die Rat-
geber verärgert. Mancher rechnet die vermu-
teten Kosten nach und wird blass bei den 
vielen Unbekannten der Rechnung. Und bang 
fragen sich viele, muss das wirklich sein? Was 
ist dran an dem Ruf nach Hilfe und daran, mit 
einer Großkirche dem Mangel im Kleinen auf-
zuhelfen. Nicht nur das sozioökonomische 
Umfeld mit seinen globalen Krisen lässt Äng-
ste wachsen. Auch Kirchen, die zum Aufbruch 
blasen, verursachen Unbehagen und Ängste. 
Mit beidem muss ernsthaft umgegangen wer-
den. Aber auch hier gilt: Gegen die Ängste vor 
Veränderungen (warum sollte das Volk Gottes 
heute anders sein als das Volk in Ägypten?) 
und dem Unbekannten des Ziels gilt es, der 
Inspiration und der Zusage des Geistes zu ver-
trauen. Im Unterwegssein zu neuen und ge-
meinsamen Ufern kann Wichern als Lehrer für 
Vernetzung hilfreich sein, aber auch die Kunst 
des Improvisierens sollte nicht ungenutzt blei-
ben. Gerade letztere kann helfen, der Verfüh-
rung durch Masterpläne und vorher festgelegte 
Teilziele und ihrer Erreichung nicht zu erliegen. 
Improvisation als die Kunst der hier und jetzt 
zu gehenden Schritte ohne sich zu verzetteln 
erhält die Nüchternheit des Handelns unter-
wegs. Auch die Diakonie hat sich auf den Weg 
gemacht und kann dabei zurückgreifen auf be-
währte Konsultationen und neue gestalten.     
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Räume öffnen

1.	 Diakonie im Sozialraum

Im Kontext der Projekte „Soziale Stadt“ an 
dem auch in Schleswig-Holstein einige der 
größeren Städte des Landes beteiligt sind, 
wird die Frage der Reorganisation von Stadt-
teilen und Quartieren diskutiert. Es wird ver-
sucht, ihrer Prekarisierung Einhalt zu gebieten. 
Die gemeinwesenorientierte Sozialarbeit der 
siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts wird 
wieder entdeckt. Die Bewohnerinnen und Be-
wohner sollen mit ins Boot und in die eigene 
Verantwort für Nachbarschaft und den Sozial-
raum genommen werden. Um die Erosion der 
ländlichen Räume in Schleswig-Holstein zu 
verlangsamen und möglichst zu verhindern, 
sollten die Instrumente der „Sozialen Stadt“ 
daraufhin geprüft werden, ob sie in die Fläche 
transformierbar sind. Sie könnten innerhalb 
der Aktivregionen des EFRE-Projektes hilfreich 
sein und zur „Politikfähigkeit“ der Akteure bei-
tragen. Damit ließe sich der in der Zukunft ver-
stärkt nötige „Bürger-Profi-Mix“ gemeinsam 
ausgestalten. Die Rolle von Diakonie und Kir-
chengemeinden könnte dabei in der Stärkung 
von Netzwerken vor Ort liegen, in dem sie „Ko-
Initiieren“, „Ko-Wahrnehmen“, „Ko-Inspirie-
ren“, „Ko-Kreieren“ und „Ko-Entwickeln“ (Henk 
de Roest). Dabei geht es um die Eröffnung von 
Räumen, um Brücken zwischen Bürger- und 
Christengemeinde und auch um interkulturelle 
Kompetenz. Gemeinsam mit denen, die fremd 
und anders sind und denen, die vertraut und 
nahe sind geht es um die „Eroberung“ der klei-
nen Globalität.

Bedauerlich ist es, dass der von vielen durch 
die Kommunalisierung erhoffte Effekt der Stär-

kung der Sozialraumorientierung bislang aus-
geblieben ist. Damit bleibt auch die konkrete 
Orientierung an den Bedarfslagen überfällig. 
Stattdessen fächern sich die Systeme kleintei-
lig auf und verstellen den Blick auf das Ganze, 
den „Globe“ als den umgebenden und tra-
genden Sinngrund. Oder anders: Die wachsen-
de Komplexität von Lebenslagen (beispielswei-
se: arbeitslos, verschuldet, suchtabhängig, 
allein erziehend als Lebenslage einer einzelnen 
Person) steht in Spannung zur Starrheit und 
Undurchlässigkeit der unterschiedlichen Hilfe-
systeme und ihrer Finanzierung. Im Einzelfall 
können sich im gemeinsamen Verfahren der 
Hilfeplanung bis zu 42 Finanzierungspartner 
begegnen, die ihrerseits den konkret nach an-
gemessenem Geleit fragenden Menschen 
hoffnungslos überfordern. Hier bieten die 
Ämterlotsen Hilfen, sich nicht zwischen den 
Ämtern und Bescheiden zu verlieren. Als Folge 
profilieren sich die unterschiedlichen Anbieter 
sozialer Arbeit und arbeiten in Konkurrenz ge-
geneinander und nicht kooperierend in strate-
gischen Partnerschaften und Netzwerken mitei-
nander. Gerade zum Erhalt der Demokratiefähigkeit 
der Zivilgesellschaft dürfen Problemlagen nicht 
ausschließlich individualisiert werden. Hilfen 
müssen auf den individuellen Bedarf reagieren 
dürfen, dabei aber nicht die strukturellen Ge-
gebenheiten negieren. Der Unterstützung be-
nötigende Mensch braucht zwischen „fordern 
und fördern“ seiner Selbstorganisationsfähig-
keit auch die Strukturen systemischer und 
emanzipatorisch – befähigender Sozialarbeit.

Wichern hat in seiner Zeit nach dem Bauplan 
der idealen diakonischen Anlage gesucht. Er 
nimmt damit die Gedanken Bettina von Arnims 
nach der „Wohnstatt für die Armen“ mit eige-
ner Kirche und Sozial-, Produktions-, Bildungs- 



und Versorgungsinfrastruktur auf. Er projektiert 
damit die Kolonie als das Gegenmodell zur 
umgebenden Wirklichkeit. Damit schließt er 
die in der Kolonie lebenden partiell vom Leben 
draußen ab. Dem Leben draußen bleibt das 
Leben drinnen verschlossen. Zugänge sind 
geordnet und reglementiert. 

Der Ruf nach ambulanten und Lebenswelt na-
hen Versorgungsstrukturen wird lauter. Und mit 
ihm ist nach der Umsetzung von Quartierskon-
zepten für ein generationenübergreifendes Le-
ben in einer alternden Gesellschaft als alterna-
tive Modelle zu fragen. Das Bild des Campus, 
der offen ist nach allen Seiten, kann alternativ 
prägend wirken. Der Campus bietet gleicher-
maßen Anlaufstellen zur Versorgung und zur 
Gemeinschaftspflege und Orte des Lernens 
und Wohnens. Betreuende und begleitende 
Wohn- und Lebensformen für Menschen mit 
Behinderungen, für pflegebedürftige und de-
menziell erkrankte Alte oder für Kinder und Ju-
gendliche aus Problemfamilien lassen sich 
nicht einfach in das Dorf oder die Stadt ein-
pflanzen. Entsprechende Planungen sollten 
mit den Bürgerinnen und Bürgern, den Betrof-
fenen und den Profis als gemeinsamer Pla-
nungs- und Umsetzungsprozess initiiert wer-
den. Gemeinsames Lernen könnte für das 
Gemeinwesen zur nachhaltigen Stärkung zivil-
gesellschaftlicher Strukturen führen. Mit Klaus 
Dörner sollten solche Projekte unter Beteili-
gung der Personengruppen, um die es geht, 
ihrer Angehörigen, der unterschiedlichen Pro-
fessionalitäten, der Bürger, von Wohnungsbau-
gesellschaften und von Kommunen gestaltet 
werden. Zum Erhalt lebensdienlicher Struk-
turen schiene dies meines Erachtens ein loh-
nender Ansatz sein. 
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2.	 Agent und Botschafter der Liebe Gottes 
	 in der Welt

„Dazwischengehen – Mitgehen – Räume öff-
nen“ der Titel für ein Thesenpapier zur Zivilge-
sellschaft aus der Perspektive der Diakonie 
hat auch diesem Bericht seine Orientierung 
gegeben (siehe Anhang). Thesen, die nicht 
statisch bleiben wollen, sondern sich im Dis-
kurs eines Workshops verändern werden. 
Thesen, die ins Gespräch gehen mit Experten 
aus Theologie, Sozialwissenschaft, der Euro-
päischen Union und der Kirche. Diakonie ist 
unterwegs in der Gemeinschaft der freien 
Bürgerinnen und Bürger im öffentlichen Raum. 
Sie hat Teil an den Dynamiken der Demokra-
tie- und Zivilprozesse und gestaltet Zivilge-
sellschaft im Religiösen, im Politischen und 
Sozialen mit. Sie wird zum Mittler und Agenten 
der Liebe und Barmherzigkeit Gottes und 
trägt damit ihr ganz eigenes Besonderes zur 
Zukunft der Zivilgesellschaft bei. 

Damit bleibt sie ihrem Auftrag und ihrer Tradi-
tion verpflichtet. In den Anfängen des Central 
- Ausschusses der Inneren Mission hat Wich-
ern, um Kenntnis von den Lebensrealitäten 
der Menschen zu haben, Agenten eingesetzt. 
Ein Netzwerk von freien Mitarbeitern, die aus 
ihrem Lebensumfeld informierten und die Dis-
kurse über die Innere Mission in ihren Leben-
sumfeldern wach hielten (vgl. Helmut Talazko, 
Agenten berichten. Erhebungen des Central 
– Ausschusses zur sozialen Lage). Der dama-
lige Begriff des Agenten lässt sich mit den 
neueren Interpretationen (Collins) von Diako-
nie als Agent und Mittler verschränken. Ge-
fragt sind auch heute im Sozialraum Personen 
/ Agenten, die in Netzwerken mit anderen ar-
beiten, Begrenzungen des eigenen Milieus 
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überwinden und zwischen den Akteuren des 
Gemeinwesens vermitteln und Bündnisse an-
bahnen. 

Die Thesen zur Zivilgesellschaft sind jetzt und 
in ihrer gemeinsam zu erarbeitenden Endfas-
sung ein „offener“ Beitrag der Diakonie zur eu-
ropäischen Politik des „capacity-buildings“. 
Sie wenden sich daher nicht an konkrete inter-
ne oder externe Zielgruppen. Sie wollen dazu 
verleiten - wie und wo und mit wem auch im-
mer - ins Gespräch zu kommen, wie wir hier in 
Schleswig-Holstein leben wollen, wie wir le-
bensdienliche Arrangements der Teilhabe, der 
Interkulturalität und der Inklusion nahräumlich 
mit anderen gemeinsam verwirklichen können.    

   



Anhang

Thesen für eine Zivilgesellschaft - Perspekti-
ven der Diakonie

„Du bist aller Dinge frei bei Gott durch den 
Glauben; aber bei den Menschen
bist du jedermanns Diener durch die Liebe. 
(Luther)

Warum ein Thesenpapier aus der Perspektive 
der Diakonie?

Menschliches Leben wird gelebt als Leben 
Einzelner in ihrer Individualität und als Zusam-
menleben Vieler in Gemeinschaften, die sich 
zum Gemeinwesen zusammenfinden. Die 
Qualität des Zusammenlebens in einer Zivil-
gesellschaft zeigt sich u. a. an der Achtung 
der je eigenen Individualität und der Möglich-
keit, an gesellschaftlichen Ressourcen, Pro-
zessen und Perspektiven teilzuhaben. Dazu 
gehört auch, für andere wichtig und bedeut-
sam zu sein.
Diakonie achtet auf die Lebenslagen von 
Menschen und will dem Leben dienlich sein: 
dem Leben einzelner Menschen in ihrer Indivi-
dualität ebenso wie dem Leben in gemein-
schaftsstiftenden Beziehungsgeflechten.
Ausgehend von den Gaben und Stärken des 
einzelnen will Diakonie mit denen, die nach 
Beratung, Begleitung und Hilfe fragen, Struk-
turen mitgestalten und beständig verändern, 
damit Leben gelingt. Dies ist umso wichtiger 
in Zeiten der Neubestimmung des Sozialen in 
Staat und Gemeinwesen. In Zeiten, da auch 
die „öffentliche Hand“ ihre Rolle als Garant 
sozialstaatlicher Prinzipien überprüft, da das 
Altern der Bevölkerung als Chance wahrzu-
nehmen ist, da zivilgesellschaftliche Prozesse 
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als gemeinsam getragene und gestaltete Ver-
antwortung für das Wohlergehen (bene esse) 
zu organisieren sind.

Die diakonischen Thesen zur Zivilgesellschaft 
wollen Räume der Reflexion und der Beschrei-
bung von Handlungsoptionen eröffnen und zum 
Gespräch einladen. In den Thesen wird deutlich, 
dass Diakonie mehr ist als „Dienstleister“ für die 
dienstgebenden Sozialleistungsträger und mehr 
als ein vermeintlich freier Markt sozialwirtschaft-
licher Dienstleistungen. Sie ist Partnerin bei der 
Gestaltung des Sozialen im gesellschaftlichen 
Raum und sucht solidaritätsstiftende Arrange-
ments des Empowerments und begleitender 
Hilfen mitzugestalten, durch die jeder Mensch 
im Gemeinwesen die Möglichkeit ergreifen kann, 
seine individuellen und besonderen Teilhabe-
chancen zu verwirklichen.

Was ist Zivilgesellschaft?

Das aristotelische Verständnis von Zivilge-
sellschaft als die Gemeinschaft der freien 
Bürger, die gemeinsam das Wohlergehen 
der Polis verfolgen, weiterschreibend fächert 
sich heute der Begriff in zwei Linien auf: Zum 
einen wird er als der öffentliche Raum des 
Gestaltens, des Kommunizierens, des Ver-
antwortens und des Interagierens einzelner 
Akteure und Zusammenschlüsse von Ak-
teuren zwischen Staat – Markt und Privatem 
verstanden. Zum anderen beschreibt der 
Begriff die Dynamiken der Demokratisie-
rungs- und Zivilisierungsprozesse von Ge-
sellschaften. Zivilgesellschaft existiert nicht 
ohne demokratische Ordnungen, die ihrer-
seits nicht ohne gestaltete Freiheit, Gerech-
tigkeit und Gleichheit verwirklicht werden 
können. 



Bericht der Landespastorin 2008 / Anhang  61

Zivilgesellschaft - als öffentlicher Raum ge-
dacht - muss darauf achten, dass in ihr weder 
die Menschen einander demütigend und re-
spektlos begegnen, noch die Institutionen den 
Menschen respektlos und demütigend behan-
deln. Die unveräußerliche Würde jedes Men-
schen ist zu achten. 
Diakonie gestaltet den öffentlichen Raum der 
Zivilgesellschaft mit im Religiösen, im Poli-
tischen und im Sozialen. Im Tun des Evangeli-
ums von der Annahme, der Liebe und der 
Barmherzigkeit Gottes und im Wissen um die 
eigene Angewiesenheit auf Annahme, Verge-
bung und Barmherzigkeit trägt Diakonie das 
eigene Besondere zur Zukunftsfähigkeit der 
Zivilgesellschaft bei. 

Annahme und Stärkung

1. These
Diakonie ist Kommunikation 
des Evangeliums

Diakonie hat Teil an der Kommunikation des 
Evangeliums in der Welt – das Wort handelt 
und die Tat spricht. Wort und Tat halten das 
Wissen um die Angewiesenheit der Einzelnen 
und des Gemeinwesens auf Gottes Erbarmen 
ebenso präsent wie die Verheißung der Über-
windung der Entfremdung von Gott und 
Mensch und Mensch und Mensch wach.

Diakonie begegnet dem Menschen in seinem 
Elend, in seiner Not, in seiner Fremdheit, in sei-
ner Ausgrenzung, in seiner Armut. Im Kommu-
nizieren mit und Hören auf Erfahrungen von 
Minderwertigkeit, Ungleichheit, Ungerechtig-
keit, Chancenlosigkeit und Marginalisierung 
geschieht Annahme und Stärkung des Ich – 

tritt der Mensch aus dem Schatten seines 
Mangels und wird zum Menschen inmitten, 
zum Nächsten.

Würde

2. These
Diakonie achtet die Würde 
und bedeckt die Scham

Diakonie lebt aus der Zuversicht des Erbar-
mens und der Liebe Gottes, die den Menschen 
sieht als den, der er ist: schutzlos und auf Heil 
angewiesen. Weil Gottes Barmherzigkeit 
menschliche Scham bedeckt und Würde 
schenkt, verweigert sich diakonisches Handeln 
jedem Versuch einer „menschlich machbaren 
Selbstheilung“ und setzt auf die von Gott zu-
gesagte und geschenkte Heilung.

Diakonie begegnet dem Menschen, dem Teil-
habe am Leben, Vergebung und Freiheit zuge-
sagt ist. Ihr Tun eröffnet Räume von Freiheit 
und Solidarität: Räume, in denen die Stimm-
losen lernen, ihre Stimme zu erheben. Räume 
in denen die, die sich selbst verachten, lernen, 
sich selbst zu lieben und die eigene Würde zu 
achten. Räume, in denen Menschen ihre Ga-
ben und den aufrechten Gang entdecken und
miteinander dem Leben Dienliches gestalten.

Gemeinschaft

3. These
Diakonie ist gelebte Kindschaft Gottes

Diakonie lebt im respektvollen Miteinander in 
den Gemeinschaften, den Diensten, den Ein-
richtungen und den Unternehmungen die 
Gastfreundschaft und die versöhnende Gleich-



heit der Kinder Gottes, weil sie um ihre eigene 
Angewiesenheit auf Hilfe, Zuwendung, Verge-
bung und Dienst weiß.

Diakonie gestaltet mit Menschen für Menschen 
partizipative, d. h. personen- und teilhabeori-
entierte, Strukturen ebenso wie gemeinwesen- 
und teilgabeorientierte. Gelebte Kindschaft 
Gottes heißt Solidarität gestalten und verbie-
tet, den konkreten Menschen als Objekt der 
Hilfe zu sehen, ihn zu klientelisieren, ihn zu 
funktionalisieren und ihn zu entmündigen.

Gestaltete Freiheit

4. These
Diakonie ist gestaltete Freiheit

Diakonie gestaltet in ihrem Handeln Freiheit, 
die dem Menschen nicht verfügbar, nicht 
sein eigen ist. Freiheit, Gleichheit, Solidarität 
beschreiben bis heute den gesellschaftlichen 
Befreiungsprozess von Unterdrückung, 
Fremdbestimmung und Ungleichheit. Nach 
evangelischem Verständnis allerdings dient 
die Freiheit, zu der der Glaube befreit, dem 
Nächsten.

Diakonie als Lebens- und Wesensäußerung 
des Kircheseins in der Welt ist Christsein in der 
Öffentlichkeit. Durch die Liebe wird die Freiheit 
konkret als Vorweg-Ahnung des Reiches 
Gottes, in dem Heil und Erlösung des be-
drückten und schuldig gewordenen Lebens 
geschehen ist - in dem niemand mehr für den 
anderen eintreten muss, sondern alle gemein-
sam sich miteinander freuen können.
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Gerechtigkeit

5. These
Diakonie streitet für Gerechtigkeit

Diakonie tritt ein für Freiheit, Mündigkeit und 
Selbständigkeit der Menschen, die unter Un-
gerechtigkeit leiden und Unterstützung su-
chen. Mit ihnen gemeinsam streitet sie für eine 
umfassende Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben.

Diakonie setzt sich dafür ein, dass der Gottes-
ebenbildlichkeit und Würde des Menschen da-
durch Rechnung getragen wird, dass ihm 
Recht verschafft wird. Dies verwirklicht sich in 
der Befähigung von Menschen, Autoren des je 
eigenen Lebens zu sein und selbst bestimmt 
und mitverantwortlich zu handeln. Selbstbe-
stimmung ist besonders dann zu respektieren, 
wenn sie nicht den herkömmlichen Maßstäben 
von Vernunft folgt, sondern Ausdruck von Be-
sonderheit ist.

Solidarität

6. These
Diakonie macht aufmerksam

Diakonie nimmt die europäischen und globa-
len Einflussfaktoren für die soziale Sicherheit 
wahr und macht aufmerksam auf die Solidari-
tät als Basis einer zivilen Gesellschaft. Darum 
fördert sie die Entwicklung und Umsetzung 
solidaritätsstiftender Arrangements in Familie, 
Bildung und Arbeit; in Kirchengemeinden, 
Nachbarschaften und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen.
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Diakonie nimmt verantwortlich Teil am poli-
tischen Diskurs zur Gestaltung des Sozialen 
und bringt das eigene Besondere ein. Sie tritt 
deshalb für die Verstärkung grundsichernder 
Elemente in den sozialen Sicherungssystemen 
ein, um den langfristigen Ausschluss von Kin-
dern, Erwerbslosen und Alten aus der Zivilge-
sellschaft zu vermeiden.

Vernetzung

7. These
Diakonie fordert und fördert Vernetzung

Diakonie weiß um die grundlegende Ergän-
zungsbedürftigkeit des Menschen und 
menschlicher Institutionen und Aktionen. Da-
her stellt sie jeden Habitus eines „ich bin mir 
selbst genug“ in Frage und widersetzt sich je-
dem Programm von Vereinzelung und Aus-
grenzung. 

Diakonie setzt auf die Bildung und Pflege von 
Netzwerken zur menschen- und situationsge-
rechten Ausgestaltung des Sozialen und der 
Zivilgesellschaft. Sie fordert und fördert Ansät-
ze zum Aufbrechen von Verinselungen sozialer 
Arbeit und Angebote sowie zum aktiven Sich-
Einbringen in das je umgebende Gemeinwe-
sen auch über die Grenzen der diakonischen 
Familie hinaus und bringt Erfahrungen gelun-
gener Netzwerkarbeit ins Gespräch. 

Rendsburg, im November 2008
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